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Ahrtal kratzt an der Schuldenbremse
Die Ampelregierung prüft eine Ausnahme für die Milliardenhilfe – Was außerdem im neuen Haushalt geplant ist
M Berlin. Es seien schwierige Ab-
wägungen gewesen, sagte Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD) zum
Haushalt 2024, dem tagelange Ver-
handlungen mit Robert Habeck
(Grüne) und Christian Lindner
(FDP) vorausgegangen waren. „Wir
haben uns darauf verständigt, Aus-
gaben zu priorisieren, ohne die so-
ziale Sicherheit in unserem Land
oder die Transformation aufs Spiel
zu setzen“, versicherte Scholz. Der
Bundestag soll in der ersten Sit-
zungswoche des neuen Jahres da-
rüber beraten. Ein Überblick.

1 Ahrtalhilfe: Die Ampelregie-
rung prüft eine Ausnahme von

der Schuldenbremse für die weite-
ren Zahlungen an die von der Flut-
katastrophe im Ahrtal betroffenen
Menschen. Scholz will dazu die
Union als größte Oppositionsfrak-
tion einbinden. Generell halte man
mit dem Haushalt 2024 die Schul-
denregel nach Artikel 115 des
Grundgesetzes ein, sagte der
Kanzler. Das Grundgesetz sehe
aber ausdrücklich vor, dass die
Kreditobergrenzen zur Bewälti-
gung von Naturkatastrophen und
außergewöhnlichen Notsituationen
angehoben werden könnten. Bei
der Ahrtalhilfe gehe es 2024 um ei-
nen Betrag von 2,7 Milliarden Eu-
ro, „für den wir den Überschrei-
tensbeschluss nach dem Grundge-
setz vorsehen möchten.“

Der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Unionsfraktion im
Bundestag, Thorsten Frei, reagierte
skeptisch. Die Voraussetzungen für
ein Lösen der Schuldenbremse sei-
en nicht gegeben. „Das ist keine
neue Naturkatastrophe“, sagte der
CDU-Politiker im TV-Sender Phoe-
nix. „Das ist kein unvorhersehba-
res, vom Staat nicht beeinflussba-
res Ereignis, das gravierende Aus-
wirkungen auf die Ordnung der
Staatsfinanzen haben würde. Das
sind ja die verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen.“

Die rheinland-pfälzische Regie-
rungschefin Malu Dreyer (SPD)
nannte die Signale von Scholz zu
den Fluthilfen im Ahrtal „ein star-
kes Zeichen“. Er habe „deutlich
gemacht, dass sich die betroffenen
Bürgerinnen und Bürger auf die
gemachten Zusagen der Regierung
verlassen können.“

2 CO2-Preis: Die Ampelkoalition
will den CO2-Preis beim Tan-

ken und Heizen mit fossilen Ener-
gien anheben. Der CO2-Preis steigt
zum 1. Januar 2024 nicht wie bis-

her geplant auf 40 Euro pro Tonne,
sondern auf 45 Euro. Die Folge:
Tanken und Heizen mit fossilen
Energien wird teurer als geplant.
Einnahmen aus der CO2-Beprei-
sung fließen in den Klima- und
Transformationsfonds, aus dem
Projekte unter anderem für Klima-
schutz finanziert werden. Durch
den höheren Preis gibt es nun also
Mehreinnahmen. Derzeit liegt der
CO2-Preis bei 30 Euro. Der Liter
Benzin wird sich laut ADAC Mit-
telrhein einschließlich der bereits
beschlossenen Anhebung von 2023
auf 2024 um rund 4,3 Cent erhö-
hen, der Liter Diesel um 4,7 Cent.

3 Kerosinsteuer: Für innerdeut-
sche Flüge soll es eine Kero-

sinsteuer geben. Bisher ist im ge-
werblichen Luftverkehr eingesetz-
tes Kerosin von der Energiesteuer

befreit. Zudem sollen Steuerver-
günstigungen für Betriebe der
Land- und Forstwirtschaft gestri-
chen werden, der sogenannte
Agrardiesel. Betriebe der Land-
und Forstwirtschaft können sich ei-
nen Teil der für ihren Kraftstoff-
verbrauch gezahlten Energiesteuer
auf Antrag zurückerstatten lassen.

Keine Änderungen geben soll es
bei der Dienstwagenbesteuerung
und bei der Pendlerpauschale.

4 Netzentgelte: Die Netzent-
gelte sind ein Bestandteil des

Strompreises und werden deutlich
steigen, denn die Regierung muss
den eigentlich geplanten milliar-
denschweren Zuschuss streichen.
Das Geld sollte aus dem Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds kom-
men, als Folge des Haushaltsurteils
des Bundesverfassungsgerichts

muss die Bundesregierung diesen
Sondertopf allerdings zum Ende
des Jahres auflösen. Wie die Über-
tragungsnetzbetreiber mitteilten,
betragen die finalen Übertra-
gungsnetzentgelte im Jahr 2024 im
Mittel 6,43 Cent pro Kilowattstun-
de. Im laufenden Jahr lagen sie auf-
grund eines vom Bund gewährten
Zuschusses bei 3,12 Cent.

5 Elektroautos: Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck

(Grüne) sagte, man werde unter
anderem bei der Förderung der
Elektromobilität und der Solarin-
dustrie kürzen. „Das tut mir weh“,
ergänzte der Minister. Die Einspa-
rungen, die die verschiedenen Mi-
nisterien leisten müssten, seien er-
heblich. Details nannte er noch
nicht. Marco Hillmann vom ADAC
Mittelrhein warnte allerdings, In-

teressenten von E-Autos müssten
damit rechnen, dass es künftig kei-
ne Förderung von Neufahrzeugen
mehr geben werde. Für den Hoch-
lauf der E-Mobilität würde das laut
ADAC einen erheblichen Dämpfer
gerade bei Kleinwagen und in der
Mittelklasse bedeuten. Geplant war
bisher, dass die Kaufprämien für E-
Autos 2025 auslaufen.

6 Soziales: Inwiefern im Sozia-
len gekürzt wird, bleibt zu-

nächst offen. Bundesfinanzminister
Christian Lindner (FDP) sagte, es
gehe auch um Einsparungen im
Bereich des Bundesarbeitsministe-
riums. Es werde aber „keine Re-
duzierung von sozialen Standards
geben“. Durch mehr „Treffsicher-
heit“ im Bereich Arbeitsmarkt
könnten dennoch 1,5 Milliarden
Euro eingespart werden. Einzel-
heiten wurden auch auf Nachfrage
nicht genannt. Zu hören war, dass
der Steuerzuschuss des Bundes zur
Rentenversicherung sinken soll.

7 Ukraine: Die Spitzen der Ko-
alition sichern der Ukraine

weitere und umfassende Hilfen zu.
Diese Unterstützung werde aus
dem Regelhaushalt gestemmt, „so
wie wir es geplant haben und vor
allem so lange wie nötig“, bekräf-
tigte Scholz. Dazu zählen 8 Milli-
arden Euro für Waffen, Finanzhil-
fen für den ukrainischen Haushalt
und voraussichtlich mehr als 6 Mil-
liarden Euro zur Unterstützung
ukrainischer Flüchtlinge hier in
Deutschland.

8 Transformation: Der Klima-
und Transformationsfonds

bleibe das zentrale Instrument des
Bundes für den klimaneutralen
Umbau des Landes, sagte Scholz.
Er habe noch immer ein Gesamt-
volumen von 160 Milliarden Euro.
Allein 2024 würden die Ausgaben
aber um 12 Milliarden Euro ver-
ringert. Nicht davon betroffen sind
die Milliardenzuschüsse für Indus-
trieprojekte in Ostdeutschland. Der
US-Hersteller Intel baut bei Mag-
deburg eine neue Chipfabrik für 30
Milliarden Euro, der Staat will 10
Milliarden Euro zuschießen. Der
taiwanische Konzern TSMC plant
eine Halbleiterfabrik in Dresden
mit einem Investitionsvolumen von
mehr als 10 Milliarden Euro. Hier
soll der staatliche Zuschuss bei 5
Milliarden Euro liegen. dpa, red

Einen Kommentar zum Haushalt
2024 lesen Sie auf Seite 5

Der Aufbau imAhrtal (oben) kostet viel Geld. Aus demBundeshaushalt sollen dazu 2,7Milliarden Euro fließen. Darüber
hinauswerden imEtat klimaschädliche Subventionen abgeschafft undBundeszuschüsse verringert. Die Kaufprämien
für E-Autos laufen früher aus, eswird eine Kerosinsteuer für innerdeutsche Flüge geben sowie einenhöherenCO2-
Preis, der das Tanken teurermacht. Fotos: Boris Roessler/dpa, Julian Stratenschulte/dpa, Federico Gambarini/dpa, Marijan Murat/dpa
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Die gute Nachricht

Das Goethe-Institut
geht nach Osteuropa
Das Goethe-Institut will seine Akti-
vitäten in Osteuropa und im Süd-
kaukasus ausbauen. Im kommen-
den Jahr soll ein neues Goethe-In-
stitut in der armenischen Haupt-
stadt Eriwan und ein gemeinsames
Deutsch-Französisches Kulturinsti-
tut im kirgisischen Bischkek eröff-
net werden, kündigte der General-
sekretär des Goethe-Instituts, Jo-
hannes Ebert, an. Zudem sei der
Aufbau von Präsenzen in der Re-
publikMoldau und in Polen ab 2025
geplant. Auch die Eröffnung eines
Goethe-Instituts in Baku, der
Hauptstadt Aserbaidschans, sei in
Vorbereitung. „Dieser Teil Europas
muss angesichts der Aggression
Russlands und seines Angriffskrie-
ges gegen die Ukraine von uns
mehr Aufmerksamkeit als bislang
erfahren“, sagte Ebert. epd

Missbrauchsfall Dillinger: „Fakten sind erschreckend“
Aufarbeitungskommission legt neuen Zwischenbericht vor und kritisiert das Bistum scharf – Staatsanwaltschaft tritt auf der Stelle

M Trier. Über die Missbrauchstaten
des Ende 2022 verstorbenen Pries-
ters Edmund Dillinger kommen im-
mer mehr Fakten ans Licht. Die in
einem zweiten Bericht dargestell-
ten Tatsachen seien „erschreckend
und belastend“, teilte die unab-
hängige Aufarbeitungskommission
im Bistum Trier am Mittwoch mit.
Dillingers Taten erstreckten „sich
über viele Jahrzehnte und viele
Kontinente – oft unter Ausnutzung
seiner ehrenamtlichen und vor al-
lem kirchlichen Kontakte“. Das

Ausmaß der Fälle sei „bedrü-
ckend“. Die Kommission kritisierte
die „weitgehende Untätigkeit nicht
nur des Bistums“ in dem Fall. „Das
Nichtstun und Wegsehen so vieler
schmerzt und ärgert.“

Der ehemalige Priester aus
Friedrichsthal im Saarland soll ab
den 1970er-Jahren Jugendliche se-
xuell missbraucht und in teils por-
nografischen Posen fotografiert ha-
ben. Dillingers Neffe Steffen hatte
nach dem Tod des Mannes zig un-
gerahmte Dia-Aufnahmen in des-

sen Haus gefunden – und war da-
mit an unsere Zeitung herangetre-
ten, die im April als erste über die
Vorwürfe berichtet hatte.

Im neuen Zwischenbericht heißt
es nun, inzwischen seien neun Be-
troffene namentlich bekannt. Eini-
ge hätten erst jüngst von sexuell
übergriffigem Verhalten des ka-
tholischen Geistlichen berichtet:
auf einer Urlaubsreise mit Mess-
dienern nach Tunesien oder in des-
sen Wohnung in Hermeskeil. Schon
länger bekannt sei ein Fall des se-

xuellen Missbrauchs eines 15-Jäh-
rigen im Jahr 1970 bei einer Wall-
fahrt nach Rom. Man hoffe, dass
sich weitere Opfer melden. Zudem
appelliere man an Personen und In-
stitutionen, an die sich Betroffene
gewandt haben, die Arbeit der
Kommission zu unterstützen.

Daneben beschäftigt sich auch
die Staatsanwaltschaft Saarbrü-
cken mit dem Fall – deren Ermitt-
lungen verlaufen allerdings er-
nüchternd. Sie habe noch kein Er-
gebnis erzielt, hieß es jetzt. Ziel

des Ermittlungsverfahrens gegen
unbekannt ist es, Zeugen zu fin-
den, die Angaben zu etwaigen
noch lebenden Tätern und noch
nicht verjährten Straftaten in dem
Komplex machen können. „Bislang
wurden weder eine konkrete Tat
noch ein bestimmter Täter ermit-
telt“, teilte ein Sprecher mit. Die Er-
mittlungen seien aber noch nicht
abgeschlossen und würden in ver-
schiedene Richtungen geführt. dpa

Mehr auf Seite 3

Ein Meilenstein
fürs Klima?
Reaktion auf Ergebnisse
der Konferenz in Dubai
M Dubai. Die beiden wissenschaft-
lichen Direktoren des Potsdam-In-
stituts für Klimafolgenforschung lo-
ben den Beschluss der UN-Klima-
konferenz, weisen aber auf nötige
Nachbesserungen hin. Das Ergeb-
nis könne die Erderwärmung zwar
nicht auf 1,5 Grad begrenzen, sei
aber „ein entscheidender Meilen-
stein“, erklärte Ko-Direktor Johan
Rockström. „Dieser Beschluss
macht allen Finanzinstituten, Un-
ternehmen und Gesellschaften klar,
dass wir nun endlich, acht Jahre
nach dem Zeitplan von Paris, am
wahren Anfang vom Ende der von
fossilen Brennstoffen angetriebe-
nenWeltwirtschaft stehen.“

Nötig sein nun eine rasche Ab-
kehr von Öl, Kohle und Gas – mit
dem Ziel, bei den Emissionen bis
2050 eine Netto-Null zu erreichen.
Er bemängelte: „Die Aussage zur
Abkehr von fossilen Brennstoffen
bleibt jedoch zu vage, und es gibt
keine harten und nachvollziehba-
ren Grenzen für 2030, 2040 und
2050.“ Rockström betonte, es seien
„auch kollektive, globale Verein-
barungen über die Finanzierung,
die Bepreisung von Kohlenstoff und
den Technologieaustausch erfor-
derlich, und zwar in einem Umfang,
der weit über das hinausgeht, was
derzeit auf dem Tisch liegt“. epd

Mehr zum Ergebnis der Klimakon-
ferenz lesen Sie auf Seite 7
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